
über einfache sowie kleine und mittlere kapitalistische 
Warenproduzenten. Man darf sich hier nicht durch das 
Scheingefecht täuschen lassen, das das Reichsgericht 
gegen die von den Monopolisten angestellten Syndici 
und das von diesen formulierte Recht führte. Mit der 
stumpfen Waffe des § 138 Abs. 1 BGB, des Verstoßes 
gegen die guten Sitten, beschnitt das Reichsgericht 
lediglich vorübergehend im Interesse der Sicherung 
des Monopolkapitals als Klasse und zur Verschleierung 
des ausbeuterischen Charakters des kapitalistischen 
Rechts die übelsten Auswüchse der Profitgier, wie sie 
sich in den sogenannten Knebelungsverträgen äußerten.

Es ist offenbar, daß die bürgerliche Jurisprudenz bei 
dieser Klassenlage und wegen des sich aus ihr ergeben­
den gesellschaftlichen Auftrags nicht aufdecken konnte 
und durfte, was Recht ist, und es ist hieraus erklärlich, 
daß sie versuchte, aus der Not ihrer Unfreiheit, ihrer 
Klassenschranke, eine „Tugend“ des Rechts zu machen, 
indem sie erklärte, die Bestimmung dessen, was Recht 
ist, sei verstandesmäßig nicht möglich.

In der antifaschistisch-demokratischen Ordnung er­
folgt die Produktion in einzelnen volkseigenen, ge­
nossenschaftlichen oder privaten Produktionsstätten. 
Durch den Plan ist jedoch die Produktion aller dieser 
Einheiten nicht mehr voneinander unabhängig, sondern 
aufeinander abgestimmt. Der Staatswille ist der ge­
meinsame Wille des werktätigen Volkes, der sich im 
Plan als gemeinsame, auf die Verbesserung der 
materiellen und kulturellen Lage des werktätigen 
Volkes gerichtete Zielsetzung äußert. Die Verträge er­
halten ihren Sinn aus dem konkreten Planzweck und 
sind lediglich eines der Mittel zur Realisierung des 
Plans. In den Verträgen zwischen der volkseigenen 
Wirtschaft und den privaten Betrieben erhält die reale 
ökonomische Grundlage des Bündnisses zwischen der 
Arbeiterklasse und den Schichten der nichtprole­
tarischen Werktätigen, insbesondere mit der werktätigen 
Bauernschaft seine diesem Inhalt gemäße Form, indem 
„auf demokratische Weise, grundsätzlich durch Ver­
ständigung“22) die gegenseitigen Leistungen festgelegt 
werden. Die Preise, die dem Bauer von der VVEAB 
für seine Produkte gezahlt werden, sollen ihm „die 
Erfüllung seiner Verpflichtungen und die Anschaffung

22) Gesetz über Maßnahmen zur Erreichung der Friedens­
hektarerträge v. 8. Februar 1950 (GBl. S. 103).

der notwendigsten Gebrauchsgüter“2*) gestatten. Dem 
privaten Unternehmer verschafft die Planung ein ge­
sichertes Einkommen durch die Beseitigung der Wirt­
schaftskrisen und den Wegfall der ständigen Be­
drohungen durch die monopolkapitalistischen Verbände 
und Unternehmungen.

Die Verträge als Instrumente der mittelbaren Pla­
nung erweisen sich als eine anpassungsfähige, sach­
gemäße Form der Realisierung des Planzwecks. Die 
Erfüllung des Planes ist die Voraussetzung der Verbes­
serung der Versorgung der Bevölkerung mit Lebens­
mitteln und Gebrauchsgütern. Die Einhaltung der Ver­
träge ist somit nicht nur eine Angelegenheit der be­
teiligten Vertragspartner, vielmehr liegt die frist­
gerechte Erfüllung der Verträge mit einwandfreien 
Waren im Interesse der gesamten Bevölkerung. Werden 
die Verträge in irgendeiner Weise nicht eingehalten, 
dann sind die Ursachen hierfür aufzuspüren. Es ist 
Abhilfe zu schaffen, wenn zu berücksichtigende beson­
dere Verhältnisse nicht beachtet worden sind. Durch 
Anwendung der vorhandenen Haftungsregeln und 
durch Entwicklung neuer Haftungsformen ist die ord­
nungsgemäße Erfüllung zu sichern. Gegen Unbelehrbare 
ist die Wirtschaftsstraf Verordnung anzuwenden. Auch 
hierbei ist nach dem Grade des Verstoßes sachgemäß 
zu differenzieren. Es ist auch hier das kapitalistische 
„Vertragsdenken“, das sich gegen die Anwendung der 
Wirtschaftsstrafverordnung bei der Nichteinhaltung 
der Verträge wegen der zu vermeidenden Gefahr der 
„Pönalisierung des Wirtschaftslebens“ wehrt, zu über­
winden; auch das gehört zu dem Kampf, den das neue 
Rechtsbewußtsein gegen die bürgerliche Rechtsideologie 
führen muß. Die Nichteinhaltung eines Vertrages des 
kapitalistischen Rechts ist lediglich eine Verletzung 
des privaten Interesses des Vertragspartners, lediglich 
eine „Forderungsverletzung“. Die Nichteinhaltung 
eines Vertrages im Rahmen des Planungsrechts ist eine 
mehr oder minder schwere Verletzung des gemein­
samen Interesses der werktätigen Bevölkerung, wie es 
sich im Planzweck äußert, ist eine Zuwiderhandlung 
gegen den Staatswillen der antifaschistisch-demo­
kratischen Ordnung. Wenn alle Mittel der Überzeugung 
und der Abhilfe versagen, ist somit auch bei Nichtein­
haltung der Verträge die Wirtschaftsstrafverordnung 
anzuwenden.

23) a. a. O. Eingangsworte.

rr eil wir die Fehler der deutschen Vergangenheit erkannt haben 

und aus ihnen lernen wollen, deshalb haben wir uns zu einem gemein­

samen Vorgehen mit allen anderen Parteien und Organisationen, die wie 

wir am Aufbau einer neuen deutschen Lebensordnung mitgewirkt haben, 

entschlossen. Am 15. Oktober wird die Bevölkerung der Deutschen Demo­

kratischen Republik zur Wahl antreten. Der Sinn dieser Wahlen liegt eben 

darin, einen sicheren Weg für die Zukunft Deutschlands zu finden. Wer 

diese Sicherung des kommenden einheitlichen Deutschland will, der wird 

an diesem Tag seine Zustimmung nicht versagen dürfen.

(Dt. Karl Hamann,
Minister für Handel und Versorgung und Vorsitzender der DLP)
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